
Beispielhafte Anwendung der Finanzierungsabgrenzung 
- Szenario: Stadt -  

Seite 1 Amt für ÖPNV, LRA BB 

1.: Ausgangslage  
a) Im NVP ist beim 

Stadtverkehr das 
Basisangebot mit 480.000 
FZ-km definiert und als 
Status quo sind 600.000 FZ-
km vermerkt. 

2.: Landkreis 
a) Das Basisangebot wird 

anhand der Methodik zum 
Basisangebot mit evtl. neu 
verfügbaren Fahrgastzahlen 
überprüft  Basisangebot 
beträgt nun 500.000 FZ-km 

b) LRA beziffert Anteil des 
Landkreises am gesamten  
Finanzierungsvolumen auf 
500.000 FZ-km.  

3.: Abstimmung 
Gesamtverkehrsvolumen 

Landkreis/Stadt 
a) Stadt prüft den Umfang des 

gewünschten 
Verkehrsangebots und 
entwickelt zwei Varianten 
für den Stadtverkehr.  

b) Ergebnis: Variante A 
umfasst 580.000 FZ-km, 
Variante B 640.000 FZ-km 

c) Zubestellungen Variante A = 
580.000 – 500.000 = 80.000 
FZ-km; Zubestellungen 
Variante B = 640.000 – 
500.000 = 140.000 FZ-km 

d) Kostenkalkulation auf Basis 
der kreisinternen 
Finanzierungsabgrenzung: 
Von den Zubestellungen 
finanziert (vorbehaltlich der 
Bestätigung der 
verkehrlichen Sinnhaftigkeit 
durch den VVS) der 
Landkreis 50% (0,5) 

e) Gemeinderat entscheidet 
sich z.B. für Variante B und 
übernimmt die Kosten:  
140.000 * 0,5 = 70.000 FZ-
km, d.h. ca. 11% des 
Gesamtverkehrs (640.000)  

f)  Abschluss einer 
Finanzierungsvereinbarung 

4.: Landkreis veröffentlicht 
Vorabbekanntmachung1. An den 

Kosten ab Betriebsaufnahme 
bezahlt die Stadt 11% 

Pfad: W:\30\Finanzierung\Abgrenzung LKr-Kommunen\2009-2015_Abgrenzung\Grundlagendokumente 

1 Hinweis: Auch die Stadt kann die 
Verantwortung für ihren Stadtverkehr 
übernehmen und federführend tätig 
sein. In diesem Fall refinanziert sie sich 
beim Landkreis.  



Beispielhafte Anwendung der Finanzierungsabgrenzung 
- Szenario: überörtliche Verbindung -  

Seite 2 Amt für ÖPNV, LRA BB 

1.: Ausgangslage  
a) Im Bündel ist nur eine Linie 

enthalten, die 3 Kommunen 
verbindet und zwar in der 
Reihenfolge A – B – C.  

b) Im NVP ist der VSQ im 
Liniensteckbrief dargestellt,. 
Der VSQ entspricht dem SQ 
(Umfang: 60.000 FZ-km) 

2.: Landkreis 
a) Der VSQ wird anhand evtl. 

verfügbarer neuer 
Fahrgastzahlen überprüft 
 keine Veränderung 

b) Landkreis teilt den 
beteiligten Kommunen mit, 
dass der Landkreis den 
Verkehr gemäß der 
Liniensteckbriefe 
beabsichtigt.  

3.: Gemeinden  
a) Kommunen A und C 

betreiben ein gemeinsames 
Schulzentrum und sind sich 
einig, dieses mittels einer 
zusätzlichen 
Direktverbindung (3 
Fahrten an Schultagen) 
stärken zu wollen  

b) VVS prüft und bestätigt 
verkehrliche Sinnhaftigkeit 
und ermittelt den 
zusätzlichen Umfang:  
10.000 FZ-km  Landkreis 
beteiligt sich mit 50%  
kommunaler Anteil = 50% 
(0,5) = 5.000 FZ-km 

c) Gemeinderäte  von A und C 
beschließen diese 
Zubestellungen und einigen 
sich auf eine interne 
Kostenteilung im Verhältnis 
von 60:401  Gemeinde A 
bezahlt 60% des 
kommunalen Anteils = 
3.000 FZ-km. Gemeinde B 
bezahlt 40% des 
kommunalen Anteils = 
2.000 FZ-km.  

d) Abschluss einer 
Finanzierungsvereinbarung 

4.: Landkreis 
Veröffentlicht 

Vorabbekanntmachung über 
70.000 (60.000 + 10.000) FZ-km. 

An den Kosten ab 
Betriebsaufnahme bezahlt 

Gemeinde A  4,3% und 
Gemeinde B  2,9%. 

1 Diese Aufteilung ist hier beispielhaft 
gewählt.  Hilfsgrößen können der erwartete 
Nutzen sein oder die Haushaltslage der 
Kommunen oder die Anzahl der Haltestellen 
auf der Gemarkung oder FZ-km auf der 
jeweiligen Gemarkung.  


